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Breites Engagement  
älterer  Menschen für Flüchtlinge

einfach nur die Hand zu halten. Da 
die meisten von ihnen selten oder 
nie Besuch erhalten, ist ihre Freude 
groß, wenn die Frauen aus den 
„fernen Ländern“ kommen und viel 
Leben und menschliche Wärme 
mitbringen.

Ein anderes Beispiel sind drei syrische 
Flüchtlinge, die sich in einem Hofer 
Pflegeheim engagieren (Foto). Sie 
helfen bei der Essens ausgabe, 
versorgen die Heimbewohner mit und 
unterhalten die oft einsamen alten 
Menschen, etwa mit Spielerunden 
oder kleinen Ausflügen. So lernen sie 
nebenbei eine Menge über ihre neue 
Heimat Oberfranken. Das tun sie 
auch, um der neuen Heimat etwas 
zurückzugeben. „Deutschland tut 
sehr viel für Flüchtlinge“, sagt einer 
von ihnen, der inzwischen einen 
Bundesfreiwilligendienst leistet. 
Extra für solche Fälle hat das BMFSJ 
den Bundesfreiwilligendienst um 
10.000 Plätze aufgestockt.

Zahlreiche Menschen engagieren 
sich ehrenamtlich für Flücht-
linge, darunter besonders auch 
viele ältere Menschen. Ebenso 
gibt es umgekehrt viele Beispiele, 
wo sich Flüchtlinge für ältere 
Menschen einsetzen. 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft 
Seniorenbüros (BaS) wirkt seit 
Anfang 2016 am Programm 
 „Menschen stärken Menschen“ des 
Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) mit. Damit wurden bereits 
2016 mehr als 25.000 Patenschaften 
gefördert. Im Rahmen des Projekts 
„Alt für Jung-Patenschaften – Senio-
renbüros unterstützen Geflüchtete“ 
wurden bisher über 540 Patenschaf-
ten für einzelne Personen, Familien 
oder Gruppen übernommen und 
finanziell wie fachlich unterstützt. 
Idee ist es, die Flüchtlinge von Anfang 
an eng zu begleiten und zu unterstüt-
zen und so die Integration in unsere 
Gesellschaft zu erleichtern. Die 
Begegnung der überwiegend älteren 
Aktiven mit Flüchtlingen unter-
schiedlichen Alters wird häufig von 
beiden Seiten als Gewinn wahrge-
nommen. Lebens- und Berufserfah-
rungen können in diesem Kontext 
besonders nützlich sein, zumal 
manche Ältere noch eigene oder 
familiäre Fluchterfahrungen haben 
und so die schwierige Situation der 
Ankommenden persönlich nach-
empfinden können.

Der Senioren-Expertenservice (SES) 
ist eine Entsendeorganisation für 
ehrenamtliche Fach- und Führungs-
kräfte im Ruhestand. Seit 1983 gibt er 
weltweit Hilfe zur Selbsthilfe. Seit 

2015 engagieren sich viele seiner 
mehr als 12.000 Experten für 
Flüchtlinge und helfen bei der 
Integration in Schule, Ausbildung 
und Lebensalltag. Sie sind an 
allgemeinbildenden Schulen aktiv, 
bieten an berufsbildenden Schulen 
Integrationshilfe an, stehen jungen 
Flüchtlingen bei den ersten Schritten 
in der Ausbildung zur Seite und enga-
gieren sich im Rahmen der Initiative 
VerA, deren Ziel es ist, Ausbildungs-
abbrüche zu verhindern.

Auch umgekehrt gibt es Initiativen, 
wo Flüchtlinge Senioren helfen, z.B. 
in Altersheimen. So engagiert sich 
etwa die Initiative „Flüchtlingsfrauen 
besuchen Bewohner des Pflegeheims“ 
in Köln-Kalk. Einmal in der Woche 
kommen einige Frauen, die aus dem 
Irak, aus Syrien oder einem afrikani-
schen Land geflüchtet sind, um mit 
den alten Menschen zu sprechen, zu 
singen, „Elfer raus“ zu spielen, einen 
kleinen Spaziergang zu machen oder 
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Initiative kulturelle Integration – 
15 Thesen zur Rolle der 
Kultur für das Zusammenleben
Die Initiative kulturelle Integration hat fünfzehn 
Thesen zur Rolle der Kultur für das Zusammenleben 
in Deutschland erarbeitet. Mitte Mai überreichten 
die Initiatoren das Thesenpapier Bundeskanzlerin 
Angela Merkel. 

Die Initiative kulturelle Integration geht auf eine Idee des 
Deutschen Kulturrates zurück. Gründungsmitglieder sind 
zudem die Staatsministerin für Kultur und Medien, das 
Bundesministerium des Innern, das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales und die Beauftragte der Bundesregie-
rung für Migration, Flüchtlinge und Integration. Neben den 
Initiatoren gehören der Initiative 23 weitere Mitglieder aus 
Gesellschaft, Religion, Wirtschaft, Medien und Politik an.

Die fünfzehn Thesen sind in einem gemeinsamen Arbeits-
prozess dieser 28 Organisationen entwickelt worden, um 
einen Beitrag zu gesellschaftlichem Zusammenhalt und 
zur kulturellen Integration zu leisten. Einig sind sich die 
Mitglieder in der Erkenntnis, dass Kultur durch ihre 
Vermittlungskraft wesentlich zur Integration beiträgt.

Das Grundgesetz bildet den Ausgangspunkt der Thesen. Vor 
allem in den ersten zwanzig Artikeln gebe es die „unver-
rückbaren Prinzipien des Zusammenlebens“ in der Bundes-
republik Deutschland vor. Weil jedoch allein auf Basis von 
Gesetzestexten kein gesellschaftlicher Zusammenhalt 
erwächst, unterbreiten die Thesen Lösungsvorschläge, um 
beispielsweise verschiedene kulturelle Gepfl ogenheiten 
 mit einander in Einklang zu bringen, Geschlechtergerechtig-
keit zu gewährleisten und mit einer lebendige Debatten- 
 und Streitkultur zu einer starken Demokratie beizutragen. 
Darüber hinaus stehen Themen wie Religion, Kunstfreiheit, 
Einwanderungs geschichte, Toleranz, parlamentarische 
Demokratie, bürgerschaftliches Engagement, Bildung, 
Sprache, Erinnerungskultur, Arbeit und kulturelle Vielfalt 
im Fokus.

Die Mitglieder der Initiative kulturelle Integration laden 
dazu ein, sich den vorgelegten Thesen anzuschließen, 
sie zu verbreiten und mit Leben zu erfüllen. Unter 
http://kulturelle-integration.de/thesen besteht eine 
Mitzeichnungsmöglichkeit.

15 Thesen zur kulturellen Integration

•  Das Grundgesetz als Grundlage für das Zusammenleben der 
Menschen in Deutschland muss gelebt werden.

•  Das alltägliche Zusammenleben basiert auf kulturellen 
Gepfl ogenheiten.

•  Geschlechtergerechtigkeit ist ein Eckpfeiler unseres 
Zusammenlebens.

• Religion gehört auch in den öffentlichen Raum.
• Die Kunst ist frei.
•  Demokratische Debatten- und Streitkultur stärkt die 

Meinungsbildung in einer pluralistischen Gesellschaft.
•  Einwanderung und Integration gehören zu unserer 

Geschichte.
•  Die freiheitliche Demokratie verlangt Toleranz und Respekt.
• Die parlamentarische Demokratie lebt durch Engagement.
• Bürgerschaftliches Engagement ist gelebte Demokratie.
• Bildung schafft den Zugang zur Gesellschaft.
• Deutsche Sprache ist Schlüssel zur Teilhabe.
•  Die Auseinandersetzung mit der Geschichte ist nie 

abgeschlossen.
•  Erwerbsarbeit ist wichtig für Teilhabe, Identifi kation und 

sozialen Zusammenhalt.
• Kulturelle Vielfalt ist eine Stärke.

Erfolgreiche Integration vor Ort

Bundeskanzlerin Angela Merkel u. a. mit Kulturstaatsministerin 
Monika Grütters, Kulturrats-Präsident Christian Höppner und 
 Bundesinnenminister Thomas de Maizière (v.l.)
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Unter deutscher Präsidentschaft befasste sich der 
G20-Gipfel von Hamburg am 7./8. Juli auch mit dem 
Thema Flucht und Migration. In ihrem Abschluss- 
Kommuniqué „Eine vernetzte Welt gestalten“ 
betonten die Staats- und Regierungschefs der G20 
gemeinsame, multilaterale Ansätze zu globalen 
Herausforderungen.

 
Sie bekannten sich zu einer stärkeren Abstimmung und 
Zusammenarbeit beim Thema Flucht und Migration und 
riefen dazu auf, die internationale Steuerung von Migration 
zu verbessern und zu diesem Zweck Instrumente und insti- 
tutionelle Strukturen zu entwickeln. In diesem Zusammen-
hang hob die G20 die im Rahmen der Vereinten Nationen 
bis 2018 zu erarbeitenden „Global Compacts“ zu Flüchtlin-
gen und zu sicherer, geordneter und regulärer Migration 
hervor. Sie beauftragte die OECD gemeinsam mit ILO, IOM 
und UNHCR zu einem jährlichen Monitoringbericht zu 
Flucht und Migration und deren ökonomischen Effekten. 

Die G20 verabschiedete zudem ihre neue Afrika-Partner-
schaft. Diese zielt darauf ab, nachhaltiges, inklusives 

Wirtschaftswachstum und nachhaltige, inklusive 
 Entwicklung zu fördern. Sie soll ferner dazu beitragen,  
vor allem für Frauen und Jugendliche menschenwürdige 
Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen, und so auch 
helfen, Armut und Ungleichheit als Ursachen von Migra-
tion anzugehen.

Die G20 stellte sowohl die wirtschaftlichen Vorteile 
sicherer, geordneter und regulärer Migration heraus als 
auch die Herausforderungen, die große irreguläre 
Migrations- und Fluchtbewegungen darstellen. Die 
 Staatslenker betonten die Notwendigkeit, gemeinsam 
gegen Schleuserstrukturen vorzugehen. Sie hoben auch die 
Bedeutung einer sicheren und menschenwürdigen Rück- 
führung und Wiedereingliederung derjenigen Migranten 
hervor, die kein Bleiberecht haben. Zugleich gelte es, die 
grundlegenden Ursachen von Vertreibung und Migration 
anzugehen. Dazu seien Partnerschaften mit Herkunfts- 
und Transitländern besonders wichtig. Die G20 sprach 
sich dafür aus, Flüchtlingen möglichst nahe ihrer Heimat-
region Schutz und Versorgung zu gewährleisten. Sie 
betonte die Bedeutung der Integration und verabschiedete 
hierfür Leitlinien. 

Flucht und Migration: 
G20-Gipfel stellt wichtige Weichen

Internationales und Europa
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EU-Gipfel: 
Eckpunkte für eine Reform des 
europäischen Asylsystems

dürfe es der verstärkten Kooperation 
mit den Nachbarstaaten Libyens, um 
den Migrationsdruck zu lindern. 

Die Situation im zentralen Mittelmeer 
war auch Gegenstand der Beratungen 
der europäischen Innenminister 
beim sogenannten informellen JI-Rat 
am 6. Juli 2017. Die Innenminister 
unterstützten den Aktionsplan der 
Europäischen Kommission vom 4. Juli 
2017 zum zentralen Mittelmeer. Die-
ser sieht konkrete Maßnahmen zur 
Unterstützung Italiens und zur Redu-
zierung des Migrationsdrucks vor. 
Ebenfalls am 6. Juli 2017 verabschie-
deten zahlreiche EU-Außenminister 
in einer Konferenz mit Transitstaaten 
der zentralen Mittelmeerroute in 
Rom eine gemeinsame Erklärung. 
Danach sollen beispielsweise die 
 Programme von UNHCR und IOM 
zum Schutz von Migranten und 
Flüchtlingen in Transitländern auf-
gestockt werden.

Die EU-Flüchtlingspolitik war 
am 22. und 23. Juni 2017 erneut 
ein Thema beim Europäischen 
Rat (ER). Neben einem besseren 
Schutz der EU-Außengrenzen 
haben die Staats- und Regie-
rungschefs auch die Reform 
des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems einschließlich des 
sogenannten „Dublin-Systems“ 
beraten.

 
Es bestand Einigkeit, dass das neue 
Asylsystem krisenfest sein muss. Ziel 
müsse zudem ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen klaren Verantwort-
lichkeiten und solidarischer Unter-
stützung unter den Mitgliedsstaaten 
sein. Die EU-Spitzen beschlossen eine 
Reihe von Eckpunkten für die weite-
ren Verhandlungen der Reform.

Bei der anschließenden gemeinsamen 
Pressekonferenz mit dem franzö-
sischen Präsidenten Emmanuel 
Macron machte Bundeskanzlerin 
Angela Merkel deutlich, dass zur Soli-

darität innerhalb der EU auch die 
Bereitschaft aller Mitgliedstaaten 
gehöre, sich an einer europaweiten 
Verteilung von Flüchtlingen zu 
 beteiligen.

Der ER betonte zudem die besondere 
Dringlichkeit der Situation im zen-
tralen Mittelmeer. Ein Kernziel sei es, 
das Geschäftsmodell der kriminellen 
Schleuser zu zerstören. Dabei ist 
Libyen das wichtigste Transitland 
illegaler Migration. Die dort bereits 
laufenden Bemühungen müssten 
weiter verstärkt und besser miteinan-
der verzahnt werden. Wichtig sei 
dabei die schnelle Unterstützung für 
die libysche Küstenwache. Daneben 
müssten die Aufnahmebedingungen 
für Migranten in Libyen in Zusam-
menarbeit mit dem Flüchtlingshilfs-
werk der Vereinten Nationen 
(UNHCR) und der Internationalen 
Organisation für Migration (IOM) 
verbessert werden. Schließlich be-

See-Ankünfte Griechenland und Italien 2016/2017
(Quelle: UNHCR; Stand: 30.06.2017)

See-Ankünfte Griechenland und Italien 2016/2017
(Quelle: UNHCR; Stand: 30.06.2017)
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